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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

Welche speziellen Erfahrungen und welches 
Deutschlandbild, das „mit unserem Bild wenig 
zu tun hat“, hat der Bundeskanzler in seiner 
Antwort auf meinen Zwischenruf „Goethe-Insti- 
tut in Kyoto“ während seiner Regierungserklä- 
rung am 14. Mai 1985 gemeint? 

Antwort des Staatsministers Vogel 
vom 31. Mai 

Der Bundeskanzler erfuhr, wie sie wissen, nach seinem Besuch im 
Goethe-Institut Kyoto von einer Liste der Neuanschaffungen der dortigen 
Vidiothek. Es handelte sich dabei um Videokassetten, die Titel wie 
beispielsweise „General a. D. Bastian" und „Startbahn West“ trugen und 
angesichts der innenpohtischen Diskussionen im Herbst 1983 beim 
Bundeskanzler den Eindruck einer selektiv-einseitigen Wiedergabe des 
damahgen Meinungsbildes in der Bundesrepublik Deutschland er- 
weckten. 

2. Abgeordneter Wie ist diese Äußerung des Bundeskanzlers zu 

Duve verstehen - im Lichte der Anfang 1984 mehrfach 

(SPD) wiederholten Versicherungen des Auswärtigen 

Amtes, die bisherige Arbeit und grundsätzliche 
Linie der Goethe-Institute würden von der Bun- 
desregierung getragen? 

Antwort des Staatsministers Vogel 
vom 31. Mai 

Der Bundeskanzler hat in seiner Ansprache zur Eröffnung des Geothe- 
Instituts in Kyoto hierzu gesagt: 

„Sie werden ganz gewiß nicht nur hören, was die Bundesregierung denkt 
und will, obwohl es kein Schaden ist, wenn Sie auch das hören. Sie 
werden hier ebenso vernehmen, was die Opposition zur Pohtik unseres 
Landes zu sagen hat; denn das entspricht unserer Vorstellung von der 
politischen Kultur unseres Landes.“ 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat in seiner Rede zur Einweihung 
des Goethe-Instituts in Montevideo in gleichem Sinne festgestellt: 

„Wo Freiheit herrscht, da darf und muß die ganze Bandbreite der Rich- 
tungen und Meinungen in Kunst und Literatur, Wissenschaft und Pohtik 
sichtbar werden. Deshalb legt jede Bundesregierung darauf Wert, daß 
das Goethe-Institut die ganze Vielfalt der demokratischen Wirklichkeit 
unseres Landes zeigt.“ 

Es besteht also nach dieser und ähnlichen Äußerungen der Bundesregie- 
rung kein Zweifel daran, daß auch die Meinungen der Opposition ihren 
Platz in den Kulturinstituten haben, soweit dort politische Themen behan- 
delt werden, daß sie aber auch, ebenso wie die Auffassungen der Bundes- 
regierung, keinen Anspruch auf ein Meinungsmonopol besitzen. 


1. Abgeordneter 
Duve 
(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

3. Abgeordneter Welchen Umfang hatte in den Jahren von 1980 

Verheugen bis 1984 der Austausch von Schülern, Praktikan- 

(SPD) ten und Studenten zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Repubhk Südafrika in bei- 
den Richtungen? 
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Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 31. Mai 


I. Im Rahmen des vom Pädagogischen Austauschdienst des Sekretariats 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister organisierten Prämien- 
programms zur Förderung der deutschen Sprache gliederte sich der 
Schüleraustausch zwischen der Repubhk Südafrika und der Bundesre- 
publik Deutschland wie folgt auf: 


a) Republik Südafrika - Bundesrepublik Deutschland 



Weiße 

Farbige 

Asiaten 

(Inder, 

Chinesen) 

Schwarze 

Begleit- 

lehrer 

Jahr 

1980 

4 

4 

4 

4 

2 

1981 

4 

4 

4 

4 

2 

1982 

5 

4 

4 

4 

2 

1983 

5 

4 

4 

4 

2 

1984 

6 

4 

1 

1 

6 

2 


b) Bundesrepubhk Deutschland - Repubhk Südafrika 


Schüler 

Begleit- 

lehrer 

1980 

8 

1 

1981 

10 

1 

1982 

10 

1 

1983 

10 

1 

1984 

10 

1 


c) Der Praktikantenaustausch zwischen der Repubhk Südafrika und 


der Bundesrepubhk Deutschland sah wie folgt aus; 



lAESTE*) 

AIESEC’) 


Deutsche 

Süd- 

afrikaner 

Deutsche 

Süd- 

afrikaner 

1981 

66 

18 

18 

2 

1982 

40 

19 

32 

3 

1983 

44 

^ 11 

18 

2 

1984 

33 

11 

20 

4 


183 

59 

88 

11 


11. Studentenaustausch 

1. Repubhk Südafrika - Bundesrepubhk Deutschland 

a) Statistisch sieht die Zahl der an deutschen Hochschulen immatriku- 
herten südafrikanischen Studenten wie folgt aus: 


1979/80 - 108 

1980/81 - 107 

1981/82 - 114 

1982/83 - 109 

1983/84 - 94 


• ) lAESTE = International Association for the Exchange of Students f or Tech- 
nical Experience 

*) AIESEC = Association Internationale des Etudiants en Sciences Economi- 
ques et Commerciales 
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Anhand des zur Verfügung stehenden statistischen Materials kann 
eine Aufschlüsselung nach „weißen" und „nichtweißen" Studenten 
nicht vorgenommen werden. 

b) Von den an deutschen Hochschulen immatrikuherten südafrikani- 
schen Studenten (ab 1983/84: nur noch Förderung von „postgradua- 
tes") erhielten ein DAAD- Stipendium: 


1979/80 

- 

26 

1980/81 

- 

13 

1981/82 

- 

11 

1982/83 

- 

14 

1983/84 

- 

18 

1984/85 

- 

12 


2. Bundesrepublik Deutschland - Republik Südafrika 



DAAD -Stipendien 

Gegenstipendien 
der südafrikanischen 
Regierung 

1980 

— 

5 

1981 

2 

— 

1982 

1 

— 

1983 

3 

— 

1984 

1 

2 


Anm.: 1. Sowohl beim Praktikanten- als auch beim Studentenaus- 
tausch bemühen sich die am Studentenaustausch beteilig- 
ten Mittlerorganisationen verstärkt darum, der politischen 
Vorgabe, gezielt Vertreter der schwarzen Bevölkerungs- 
mehrheit in den Praktikantenaustausch einzubeziehen 
bzw. bei der Stipendienvergabe zu berücksichtigen, 
gerecht zu werden. 

2. Über den über die politischen Stiftungen, den Kirchen 
und anderen Förderorganisationen abgewickelten Stu- 
dentenaustausch liegt hier kein detailliertes Zahlenmate- 
rial vor. 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen, wonach ca. die Hälfte der SWAPO-Kämpfer 
in Angola von der marxistisch-leninistischen Re- 
gierung Angolas gegen die angolanische Befrei- 
ungsbewegung UNITA eingesetzt wird? 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 30. Mai 

Die Bundesregierung kann diese Meldungen nicht bestätigen. 


4. Abgeordneter 
Graf Huyn 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Orte - diesseits 
und jenseits der Grenze - bekannt, an denen die 
CSSR bereit ist, über Reisebüros Kurzzeitvisa für 
Einreisende aus dem bayerischen Grenzland 
auszugeben, und wie könnte dadurch das An- 
tragsverfahren zeitlich verkürzt und vereinfacht 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 3. Juni 

Wie Ihnen Staatsminister Dr. Mertes auf Ihre entsprechende schrift- 
hche Frage am 15. Mai 1985 mitgeteilt hat, denkt die CSSR 
daran, mit weiteren Reisebüros zwecks Ausgabe von Kurzzeitvisa in 
einem beschleunigten Verfahren zusammen zu arbeiten. Der Bundesre- 
gierung und den zuständigen bayerischen Stellen sind bisher jedoch 
noch keine Hinweise zugegangen, daß die CSSR weitere Reisebüros 
diesseits oder jenseits der Grenze für die Ausgabe von Kurzzeitvisa 
eingeschaltet hat. 

Die Bundesregierung ist gerne bereit. Sie zu unterrichten, wenn ihr eine 
entsprechende Mitteüung von der CSSR zugeht. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 


(DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang sieht die Bundesregierung - 
als verantwortliche Instanz für die Bundeswas- 
serstraßen - die Gefahr eines schwerwiegenden 
Schiffsunfalls mit der Folge einer langandauem- 
den gravierenden Verseuchung eines Fließge- 
wässers wie des Rheins, dem Main, der Donau 
oder der Weser? 


7. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 


(DIE GRÜNEN) 


Hält sie es für möghch, daß durch einen der- 
artigen Unfall die Trinkwassergewinnung am 
Rhein über Tage ausf allen könnte? 


8. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 

(DIE GRÜNEN) 


Hält sie es für möghch, daß durch einen derarti- 
gen Unfall die Trinkwassergewinnung am Rhein 
über Wochen ausfallen kann, und wenn ja, wel- 
che Maßnahmen sind zur Trinkwasser-Versor- 
gung dieses möghcherweise mehrere MiUionen 
Bundesbürger zählenden Personenkreises vor- 
bereitet worden? 


9. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 

(DIE GRÜNEN) 


Hält sie es für möglich, daß eine vergleichbare 
prekäre Versorgungssituation auf treten kann, 
wenn Kläranlagen an für die Trinkwassergewin- 
nung genutzten Fheßgewässern ausfallen wür- 
den bzw. betriebhche Störfälle, z. B. bei chemi- 
schen Großbetrieben, hier auf treten sollten? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 4. Juni 

Entlang der großen Hußtäler erlauben es die natürhchen Gegebenheiten, 
aus Brunnen in Ufernähe das in den Untergrund einsickernde Flußwasser 
vermischt nüt dem landseitigen Grundwasser zu fördern. Es kann meh- 
rere Wochen bis Monate dauern, bis das Uferfütrat ~ während der Boden- 
passage vorgereinigt - und mit Grundwasser vermischt in die Förder- 
brunnen der Wasserwerke einströmt. 

Eine weitere Sicherung von biologisch nicht abbaubaren, auch den 
Untergrund durchwandernden Schadstoffe sind die Aktivkohlefüter in 
den Wasserwerken. Aktivkohle ist besonders gut geeignet, Spitzenbela- 
stungen abzufangen. 
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Neben den amtlichen Warndiensten hat sich das von den Wasserwerken 
selbst angewandte KontroUsystem der Gewässerüberwachung unter 
gleichzeitiger Aufrechterhaltung einer Sicherheitsspanne durch geeig- 
nete Betriebsführung bisher stets bewährt. 

Dies vorausgesetzt werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

Zu Fragen 6 bis 8 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die international ab ge stimm- 
ten Vorschriften über den Transport gefährlicher Güter einen hohen 
Sicherheitsstandard garantieren. Ungeachtet dessen können Schiffsun- 
fälle grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden, wobei es auch zu einer 
Gefährdung der Fheßgewässer kommen kann. 

Der größte Teü des geförderten Uferfütratwassers wird in Zeiten hoher 
Wasserführung der Flüsse infiltriert. Dadurch ergibt sich eine starke 
Verdünnung von Schadstoffen aus Schiffsunfällen. Gleichzeitig vorhan- 
dene hohe Fheßgeschwindigkeiten lassen die Schadstoffkonzentration 
schnell verringern und an Wassergewinnungsstellen vorbeifließen. Lang- 
andauerfide, gravierende Verunreinigungen von Fließgewässem durch 
Schiffsunfälle und damit eine gleichermaßen große Gefährdung der 
öffentlichen Wasserversorgung sind nicht zu befürchten. In Zeiten niedri- 
ger Wasserführung sind die Infiltrationsraten von Flußwasser gering und 
damit der Anteü von gefördertem Grundwasser erheblich höher. 

Die Bundesregierung hält es daher nicht für möglich, daß die Trinkwas- 
sergewinnung am Rhein über Tage oder sogar Wochen durch einen 
Schiffsunfall ausf allen könnte. 

Zu Frage 9 

In den bislang schon langjährigen Betriebsphasen von Kläranlagen, ins- 
besondere bei chenüschen Großbetrieben, ist der Bundesregierung nicht 
bekanntgeworden, daß Kläranlagen ausgefallen sind. Es ist lediglich 
bekannt, daß in wenigen Einzelfällen die Abbauleistung der biologischen 
Stufe bis zu einer Woche, in einem Fall bis zu zwei Wochen, reduziert 
war. 

Die unmittelbare Zusammenarbeit zwischen Großbetrieben und großen 
Wasserversorgungsuntemehmen, insbesondere am Rhein, hat sich in den 
letzten Jahren ganz erheblich verbessert. Auch der vorstehend erwähnte 
längere Rückgang der Abbauleistung der biologischen Stufe der Kläran- 
lage eines chemischen Großbetriebes wurde den vmterhalb liegenden 
Wasserwerken von der Firmenleitung unmittelbar angezeigt, so daß sich 
die Wasserwerke darauf einstellen konnten. 

Auch betriebliche Störfälle außerhalb von Kläranlagen werden in aller 
Regel schnell erkannt und haben zeitlich engbegrenzte Auswirkungen. 

Die Wasserversorgungsunternehmen sowie die für die Wasserwirtschaft 
zuständigen Landesbehörden sind seit Jahren bestrebt, eine weitere 
Sicherheit der öffentlichen Trinkwasserversorgung durch Ausbau von 
Querverbund- und Notverbundleitungen zu gewährleisten. Zwar ist nicht 
auszuschließen, daß einzelne Wassergewinnungsanlagen vorübergehend 
einmal abgeschaltet werden, jedoch ist die Bundesregierung der Mei- 
nung, daß eine ernste Gefährdung der öffentlichen Trinkwasserversor- 
gung auch durch betriebliche Störfälle nicht zu erwarten ist. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

10. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 

Kirschner Finanzverwaltung, die vom Verletztengeld erho- 

(SPD) benen Sozialversicherungsbeiträge steuerlich 

nicht als Sonderausgaben/abzugsfähig aner- 
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kennt, obwohl bei der Berechnung des Verletz- 
tengeldes bereits ein steuerlicher Vorwegabzug 
vorgenommen wird, und welche rechtliche 
Grundlage gibt es dafür? 


11. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung gegebenenfalls für 

Kirschner angemessen, daß im Gegensatz dazu Beiträge 

(SPD) zur privaten Unfall-, Kranken-, Lebens- und 

Haftpflichtversicherung abzugsfähig sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 30. Mai 

Es trifft zu, daß Sozialversicherungsbeiträge, die vom Verletztengeld 
erhoben werden, nicht als Sonderausgaben abgezogen werden können. 
Leistungen aus der gesetzÜchen Unfallversicherung, zu denen das Ver- 
letztengeld gehört, sind nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommensteu- 
ergesetzes (EStG) steuerfrei. Ein Abzug von Vorsorgeaufwendungen als 
Sonderausgaben ist nach § 10 Abs. 2 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
nur möghch, wenn diese nicht in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusam- 
menhang mit steuerfreien Einnahmen stehen. Mehr als die Steuerfreistel- 
lung des Verletztengeldes kann der Gesetzgeber nicht gewähren. Bei der 
Berechnung des Verletztengeldes ist deshalb auch kein steuerlicher 
„Vorwegabzug" vorgesehen. 

Auch Beiträge zur privaten Unfall-, Kranken-, Lebens- und Haftpflicht- 
versicherung sind nur dann als Sonderausgaben abziehbar, wenn sie 
nicht mit steuerfreien Einnahmen in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen. 


12. Abgeordneter 

Heimann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung politisch, daß 
- nach Auskunft des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister der Finanzen, Dr. 
Voss - die Bundesrepublik Deutschland Prozeß- 
kosten des britischen Stadtkommandanten in 
Berlin übernimmt, die entstehen, falls er im 
Rechtsstreit Gatow unterliegt, umgekehrt jedoch 
die Kosten, die deutschen Staatsbürgern durch 
die Suche nach einem Rechtsweg entstehen, aus 
rechtlichen Gründen nicht übernommen werden 
können? 


13. Abgeordneter 

Heimann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die alliier- 
te Rechtsordnung in Berlin zwar Gerichte vorge- 
sehen hat, das diese aber entweder nicht konsti- 
tuiert wurden oder, wie geschehen, ein amerika- 
nischer Richter nach Einrichtung eines Streit- 
falles vom amerikanischen Botschafter entlassen 
worden ist, und steht das Fehlen solcher Gerichte 
für die Bundesregierung im Einklang mit dem 
Recht auf richterliches Gehör, zu dem sich west- 
liche Demokratien bekennen? 


14. Abgeordneter 
Heimann 
(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung des 
Regierenden Bürgermeisters von Berlin, daß Ein- 
schränkungen der gerichtlichen Überprüfbarkeit 
alliierter Maßnahmen in Berlin als Teil des alli- 
ierten Rechts und der alliierten Vorbehalte we- 
sentliches Element des Status von Berlin sind 
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und daß er es daher für nicht angebracht erach- 
tet, die völkerrechtlich begründete Geltung von 
alliiertem Recht durch die Finanzierung eines 
privaten Prozesses indirekt in Zeifel ziehen zu 
lassen? 


15. Abgeordneter 

Heimann 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit 
das Recht auf richterliches Gehör auch für Berlin 
in Zukunft volle Berücksichtigung findet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Mai 

Die Kosten eines Rechtsstreits trägt grundsätzlich der im Prozeß Unterlie- 
gende. Dies gilt auch für den britischen Stadtkommandanten, falls dieser 
in dem anhängigen Rechtsstreit um den Schießstand Gatow unterliegt. 
Prozeßkosten, mit denen der britische Stadtkommandant belastet wird, 
sind Teil der Besatzungskosten, die die Bundesrepublik Deutschland zu 
tragen hat. Die Bundesregierung hält es nicht für vertretbar, diese Ver- 
pflichtung in Frage zu stellen. Eine Verpflichtung des Bundes zur Über- 
nahme der Prozeßkosten Dritter besteht hingegen nicht. 

Es trifft zu, daß ständige alliierte Gerichte, die Gerichtsbarkeit über 
Maßnahmen und Anordnungen der Alliierten ausüben, in Berlin nicht 
existieren. In wichtigen Rechtsbereichen, insbesondere bei der Abgel- 
tung von Besatzungsschäden, ist die deutsche Gerichtsbarkeit zugelas- 
sen. Wo das nicht der Fall ist, bleibt kein anderer Weg, als in dem 
jeweiligen Entsendestaat um Rechtsschutz nachzusuchen. 

Die Bundesregierung ist sich des Problems des rechtlichen Gehörs 
bewußt. Sie hält es gleichwohl, auch angesichts der dargestellten Mög- 
lichkeiten, nicht für geboten, an die britische Regierung mit dem Ziel der 
Einrichtung britischer Gerichte im britischen Sektor von Berlin heranzu- 
treten. 


16. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Trifft es zu, daß zur Straffung des Grenzauf- 
sichtsdienstes an der Grenze zur DDR und der 
CSSR das Bundesministerium der Finanzen ins- 
gesamt elf Zollkommissariate auflösen will, und 
wie gedenkt sie den Wegfall von qualifizierten 
Arbeitsplätzen im Zonenrandgebiet auszuglei- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Mai 

Der Fragestellung liegen Überlegungen zugrunde, an der Grenze zur 
DDR und zur CSSR einige kleinere Zollkommissariate aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit mit benachbarten Dienststellen zusammenzufassen. 
Davon wären jeweils nur die Geschäftsstellen (Leiter des Zollkommis- 
sariats, sein Vertreter - soweit die Stelle besetzt ist - und eine Schreib- 
kraft - meist Halbtagskraft) betroffen. Die Grenzaufsichtsstellen mit den 
Aufsichtsbeamten des mittleren Dienstes würden auch nach diesen Über- 
legungen erhalten bleiben, so daß sich an der Präsenz der Zollverwaltung 
vor Ort nichts ändern würde. 

Die Angelegenheit ist sorgfältig geprüft und auch mit Vertretern betroffe- 
ner Gemeinden vor Ort besprochen worden. In Kürze wird eine Entschei- 
dung getroffen, die auch den grenzlandpolitischen Belangen Rechnung 
tragen wird. Von dem Ergebnis werde ich Sie unterrichten. 
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17. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wann führt die Bundesregierung die Mineralöl- 
steueranpassung an den Heizwert für den in 
Vergaserkraftstoffen beigemischten Alkohol 
durch? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Mai 


Es ist nicht beabsichtigt, für einzelne Kraftstoffbestandteüe nach ihrem 
Heizwert besondere Mineralölsteuersätze vorzusehen. Legt man den 
Heizwert beispielsweise von Äthanol und einen möglichen Anteü von 
5 V. H. am Kraftstoffverbrauch zugrunde, würde der Steuerausfall bereits 
rund 280 Millionen DM betragen. Dabei bliebe offen, ob die gewährten 
Steuervorteile überhaupt an die Verbraucher weitergegeben würden, 
weü die unterschiedlichen Einsatzstoffe bei der Festsetzung der Tankstel- 
lenpreise für Vergaserkraftstoff unberücksichtigt bleiben. 

Bei Einführung neuer Steuersätze würde außerdem der Verwaltungsauf- 
wand und die Mißbrauchsgefahr beträchtlich wachsen, zumal die Steuer- 
vorteüe nach Artikel 95 EWG-Vertrag auch für die - oft billigeren - 
Austausch- und Zusatzstoffe aus dem zoUrechthch freien Verkehr ande- 
rer EG-Mitgliedstaaten gewährt werden müßten. 

18. Abgeordneter Ist die Ankündigung des Bundesministers der 

Purps Finanzen, die öffentlichen Investitionen zu erhö- 

(SPD) hen (ARD, 22. Mai 1985), so zu verstehen, daß 

die Bundesregierung beabsichtigt, die im derzeit 
gültigen Finanzplan bis auf den historischen 
Tiefststand von 12,6 v. H. absinkende Investi- 
tionsquote des Bundes deutlich anzuheben, und 
wenn ja, um wieviel v. H.-Punkte ungefähr? 


19. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Welche „vorhandenen Programme" bzw. welche 
„vernünftigen Programme" sollen im einzelnen 
verstärkt werden? 


20. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Ist es Auffassung der Bundesregierung, daß zu- 
sätzliche Mittel aus dem Bundeshaushalt nur 
durch eine Ausweitung des Bau-Etats, nicht aber 
durch Umschichtung bereitgestellt werden kön- 
nen (Bundesminister Dr. Schneider It. Süddeut- 
scher Zeitung vom 28. Mai 1985)? 


21. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Durch welche konkreten Einnahmeverbesserun- 
gen gegenüber dem geltenden Finanzplan soll 
die vom Bundesminister der Finanzen angekün- 
digte Verstärkung von „Programmen" finanziert 
werden, wenn die Bundesregierung eine Finan- 
zierung „auf Pump" (Dr. Stoltenberg, ARD, 
22. Mai 1985) vollkommen ausschließt, obwohl 
derzeit rund 9,5 v. H. sämtlicher Bundesausga- 
ben durch Nettokreditaufnahme finanziert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. Juni 
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sern, die Wirtschaft zu modernisieren, ihre internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit zu steigern. Das gilt in erster Linie für die privaten Investitionen, 
die nach der Volks wirtschafthchen Gesamtrechnung rund 85 v. H. aller 
Bruttoanlageinvestitionen ausmachen. Selbstverständlich muß auch 
die öffentliche Hand ihren Beitrag dazu leisten, um die Investitionen 
in Bereichen mit hoher Beschäftigungswirkung zu stärken. 

Die Bundesregierung berät zur Zeit über Möghchkeiten zur Verbesse- 
rung der beschäftigungspolitischen Lage. Sie wird darüber im Zusam- 
menhang mit den anstehenden Entscheidungen über den Bundeshaus- 
halt 1986 nach dem im Grundgesetz geregelten und ständig praktizierten 
Verfahren vor der parlamentarischen Sommerpause abschließend befin- 
den und dem Deutschen Bundestag ihre Vorschläge zuleiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung nach dem 
Urteil des zweiten Senats des Oberverwaltungs- 
gerichts Berhn im Rechtsstreit zwischen der Phy- 
sikalisch-Technischen Bundesanstalt und dem 
Berhner Landeskonservator zu tun, gedenkt sie 
insbesondere, den unter Denkmalschutz gestell- 
ten Gebäudekomplex zu restaurieren? 


23. Abgeordneter Welche Kosten werden damit verbunden sein, 

Dr. Diederich und wie gedenkt sie, das Gebäude zu nutzen? 

(Berlin) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Nach dem UrteU des Oberverwaltungsgerichts Berhn vom 10. Mai 1985 
steht das in den Jahren 1900 bis 1906 für die „ständige Ausstellung für 
Arbeiterwohlfahrt" (seit 1926 „deutsches Arbeitsschutzmuseum") errich- 
tete Gebäude - eine Stahlglashalle in einem Verwaltungsbau mit Vor- 
tragssaal — unter Denkmalschutz. Auf dem Grundstück sollte ursprüng- 
hch ein Erweiterungsneubau für das Institut Berhn der Physikahsch- 
Technischen Bundesanstalt (PTB) errichtet werden, um der notwendigen 
Anpassung der Arbeitsbereiche „Medizinische Meßtechnik" und „Wär- 
meenergiemeßtechnik" der PTB an die gestiegene Bedeutung von medi- 
zinischer Meßtechnik und Wärmeenergietechnik Rechnung zu tragen. 
Dies entspräche auch der vom Bund dem Land Berhn gegenüber vertrag- 
hch eingegangenen Verpflichtung zu einem angemessenen Ausbau des 
Instituts Berhn. 

Nach Eingang der schrifthchen Urteilsbegründung wird die Bundesregie- 
rung prüfen, wie das Gebäude dennoch für die vorgesehene Erweiterung 
des Instituts Berhn unter Berücksichtigung denkmalpflegerischer 
Gesichtspunkte optimal genutzt werden kann. Die Ergebnisse dieser 
Prüfung werden in ein mit der Denkmalschutzbehörde abzustimmendes 
Konzept für die sachgemäße Instandsetzung und Erhaltung des Gebäu- 
des eingehen. 

Die Kosten für die WiederhersteUung sind in einem von der Denkmal- 
schutzbehörde vorgelegten Gutachten auf 12,5 Milhonen DM beziffert 
worden. Eine verbindhche Kostenermittlung durch die Bundesverwal- 
tung hegt noch nicht vor. Hierfür sind noch - ebenfalls mit hohen Kosten 
verbundene — detaillierte Untersuchungen des bauhchen Zustandes er- 
ford erheb. 
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Sind die Investitionen für die Wiederaufberei- 
tungsanlage in Wackersdorf förderungsfähig im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur", und 
wenn ja, seit wann gehört das Betriebsgelände 
zu welchem Schwerpunktort des regionalen Ak- 
tionsprogramms? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Die Voraussetzungen, unter denen Investitionsvorhaben im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" gefördert werden können, ergeben sich aus dem Investitionszula- 
gengesetz (InvZulG) und den Regelungen des Rahmenplans der Gemein- 
schaftsaufgabe. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Burgmann, Frau Dr. Hickel und der Fraktion 
DIE GRÜNEN — Drucksache 10/2344— bereits ausgeführt hat, sind die 
Voraussetzungen der besonderen volkswirtschaftlichen Förderungswür- 
digkeit in § 2 InvZulG abschließend aufgezählt. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann die Bundesregierung keine konkrete Beur- 
teilung darüber abgeben, ob das Investitionsvorhaben diese gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllen wird, da der Antrag auf Erteilung dieser 
Bescheinigung nach § 2 InvZulG durch den Investor, die Deutsche 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK) noch 
vorbereitet wird. Im übrigen hat die Bundesregierung in der oben ange- 
führten schriftlichen Anfrage ebenfalls bereits ausgeführt, daß sie Aus- 
künfte über die Gewährung öffentlicher Finanzhilfen an ein bestimmtes 
Unternehmen nur unter Beachtung der Vorschriften zur Wahrung des 
Betriebs- und Geschäfts- bzw. des Steuergeheimnisses (§ 30 Verwal- 
tungsverfahrensgesetz des Bundes bzw. § 30 Abgabenordnung) erteilen 
darf. 

Das vorgesehene Betriebsgelände liegt im Zonnenrandgebiet und ist Teil 
des regionalen Aktionsprogramms „Ostbayerisches Fördergebiet" der 
Gemeinschaftsaufgabe; es gehört als gemeindefreies Gebiet derzeit zu 
keinem Schwerpunktort. Der Freistaat Bayern hat beim Planungsaus- 
schuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" beantragt, das vorgesehene Betriebsgelände dem 
Schwerpunktort Neunburg vorm Wald zuzuordnen. 


24. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 


25. Abgeordneter 
Sieler 
(SPD) 


Wie hoch sind die Investitionskosten der Anlage, 
die Steuermindereinnahmen durch die Investi- 
tionszulage und die für die Förderung vorgese- 
henen Haushaltsmittel? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Nach Angaben der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen (DWK) werden sich die Investitionskosten der Wieder- 
aufarbeitungsanlage nach heutiger Schätzung auf rund 6 Milliarden DM 
belaufen. 

Die absolute Höhe der Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der Investitionszulage kann erst nach Abschluß des Investitionsvorha- 
bens ermittelt werden. Die regionale Investitionszulage nach § 1 InvZulG 
beträgt im Zonenrandgebiet 10 v. H. der berücksichtigungsfähigen In- 
vestitionskosten. 
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Die Gewährung von Investitionszuschüssen aus Haushaltsmitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur'' obliegt nach § 8 des Gesetzes über diese Gemeinschaftsaufgabe dem 
hierfür zuständigen Bundesland. 

26. Abgeordneter Wie viele Arbeitsplätze werden durch die Inve- 

Sieler stition geschaffen, und wie hoch sind die Ge- 
lSPD) samtkosten sowie die Förderungsaufwendungen 

je Arbeitsplatz? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Nach Angaben der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen (DWK) beträgt die Anzahl der vorgesehenen neuen 
Dauer arbeitsplätze 1 600; hierin sind 45 Ausbildungsplätze enthalten. 

27. Abgeordneter Bis zu welchem Volumen können die Investi- 

Sieler tionskosten steigen (bei konstanter Zahl der ge- 

(SPD) schaffenen Arbeitsplätze), ohne daß nach den 

gesetzlichen Vorschriften die gesamte Investi- 
tionszulage zurückgezahlt werden muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Investitionsvorhaben, deren Investitionskosten den Betrag von 6 Millio- 
nen DM pro geschaffenen Dauerarbeitsplatz übersteigen, sind nach § 2 
Abs. 2 Nr. 6 InvZulG in Verbindung mit Ziffer 2.4 der Regelungen des 
Rahmenplans nicht förderfähig. Bei der vorgesehenen Zahl von 
1 600 Dauerarbeitsplätzen könnten sich demnach die Investitionskosten 
bis auf 9,6 Milliarden DM erhöhen; erst bei Überschreiten dieser Grenze 
würde nach der genannten Vorschrift die Förderungsfähigkeit entfallen. 


Hält die Bundesregierung das vor allem im Zu- 
sammenhang mit der am 1. Januar 1985 in Kraft 
getretenen Erhöhung der Prämien wieder leb- 
haft diskutierte System der Aufteilung in Regio- 
nalklassen bei der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver- 
sicherung noch für zeitgemäß, und wie beurteilt 
sie die massive Kritik an den auch durch Umstu- 
fungen hervorgerufenen Anhebungen der Prä- 
mien zum 1. Januar 1985? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 31. Mai 

Der Schadensverlauf ist in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
regional unterschiedlich. Dies ist über viele Jahre hinweg statistisch 
nachgewiesen. Der unterschiedliche Schadensverlauf muß in der Tarif- 
struktur berücksichtigt werden, um die in § 8 Abs. 1 Nummern 1 und 2 
genannten Belange des Pflichtversicherungsgesetzes zu wahren. 

Diese sind u. a.: 

- ein dauerhaft angemessenes Verhältnis von Versicherungsbeitrag und 
Versicherungsleistung unter Berücksichtigung des Schaden- und 
Kostenverlaufs des einzelnen Versicherungsunternehmens sowie des 
Schadensverlaufs aller Versicherungsunternehmen. 

- das Interesse der Versicherten an einem angemessenen Verhältnis 
von Versicherungsbeitrag und Versicherungsleistung. 


28. Abgeordneter 
Dörflinger 

(CDU/CSU) 
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Die Bundesregierung muß daher in der Verordnung über die Tarife in der 
Kraftfahrtversicherung den im Pflichtversicherungsgesetz vorgeschriebe- 
nen Grundsatz einer schadenbedarfsgerechten Tarifierung der Versiche- 
rungsnehmer beachten. Auf die Tatsache der Verschiedenartigkeit der 
Risiken unter regionalen Gesichtspunkten bei der Tarif differenzierung 
kann somit nicht verzichtet werden. 

Die neue Tarif Verordnung ab 1. Januar 1985 hat die bisherige Grundein- 
teilung in jeweils vier Klassen für Regierungsbezirke und Großstädte 
unverändert beibehalten. Wegen der geänderten regionalen Schadens- 
verhältnisse waren allerdings einige Anpassungen notwendig. 

Die neuen Vorschriften zur Regionalstruktur stellen im Ergebnis einen 
Kompromiß dar. Sie sind unter weitestgehender Wahrung des Solidari- 
tätsprinzips ein Ausgleich der verschiedenen Interessen der Versiche- 
rungsnehmer und der Versicherungswirtschaft. 

Bei der Kritik an den Umstufungen ist häufig nicht erwähnt worden, daß 
den Prämienerhöhungen auch Prämienermäßigungen gegenüberstehen. 


29. Abgeordneter 
Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wäre die Bundesregierung unter Umständen be- 
reit, bei einem neuen System von Regionalklas- 
sen auch die hohe Belastung bestimmter Regio- 
nen mit Transit- Verkehr zu berücksichtigen, 
wenn z. B. auf starken Transit- Verkehr der Um- 
stand zurückzuführen ist, daß etwa der Regie- 
rungsbezirk Freiburg in der Regionalklasse III 
erscheint, dabei aber gleichzeitig über ein unzu- 
reichendes Fernstraßennetz verfügt, das wieder- 
um die Unfallhäufigkeit erhöht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 31. Mai 

Aus Untersuchungen über die Ursachen des regional unterschiedlichen 
Schadensverlaufs in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ist zu 
entnehmen, daß für den unterschiedlichen Schadensbedarf (durch- 
schnittlicher Schadensaufwand je Versicherungsvertrag) in den Regio- 
nen eine monokausale Erklärung nicht gegeben werden kann. Es hat sich 
jedoch gezeigt, daß objektive Strukturmerkmale der Regionen, wie z. B 
der Ausbau des Straßennetzes oder ein starker Transitverkehr, weniger 
bedeutsam als subjetive Merkmale der in den Regionen wohnenden 
Fahrzeugführer sind. 

Schäden, die im Regierungsbezirk Freiburg von nicht aus diesem Regie- 
rungsbezirk stammenden Autofahrern verursacht werden, gehen zu 
Lasten ihrer jeweiligen Heimatregionen. Sie haben also keine Auswir- 
kungen auf den Schadensbedarf von Freiburg. 

Die Bundesregierung sieht nach den derzeitig vorliegenden statistischen 
Unterlagen keine Möglichkeit, die Einstufung des Regierungsbezirks 
Freiburg zu ändern. Die Einstufung wird jedoch erneut vor Inkrafttreten 
eines neu berechneten Tarifs überprüft werden. 


30. 


Abgeordneter 

Delorme 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik von 
Verbraucherverbänden, in der bemängelt wird, 
daß bei der neuen Preisangabenverordnung die 
Bundesautobahn-Tankstellen von der Preisaus- 
zeichnungspflicht befreit sind, und ist sie bereit, 
diese Lücke zu schließen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. Juni 

Die Bundesregierung stimmt mit den Verbraucherverbänden überein, 
daß eine klare Preisauszeichnung zur Information der Verbraucher 
unverzichtbar ist. 

Dazu gehört auch eine deutlich lesbare Angabe der Kraftstoff preise an 
Tankstellen. Deshalb war bereits seit 1969 vorgeschrieben, daß bei inner- 
örtlichen Tankstellen die Preise für den „auf der Straße heranfahrenden" 
Kraftfahrer deutlich lesbar sein müssen. 

Durch die neue Preisangabenverordnung güt die gleiche Regelung ab 
1. Oktober 1985 für alle außerörtlichen Tankstellen mit Ausnahme der 
Autobahntankstellen. Diese sind allerdings von der Preisangabenpflicht 
nicht befreit. Sie haben vielmehr wie bisher ihre Kraftstoffpreise so 
anzugeben, daß sie für den „in den Tankstellenbereich eingefahrenen" 
Kraftfahrer deutlich lesbar sind. Soweit die Preisangabe an Autobahn- 
tankstellen im Einzelfall diesen Anforderungen nicht genügt, ist die 
Bundesregierung bereit, hier auf eine Verbesserung der Preisinformation 
hinzuwirken. Eventuelle strengere Preisangabepfüchten für Autobahn- 
tankstellen wären besonders unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit 
auf diesen dem Schnellverkehr dienenden Straßen zu betrachten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 28. Mai 

Mit der Bezeichnung „ Abschlachtprämie" ist vermutlich die Prämie für 
die Nichtvermarktung von Müch und Milcherzeugnissen gemäß Verord- 
nung (EWG) Nr. 1078/77 des Rates vom 17. Mai 1977 gemeint. Der 
Antragsteller mußte sich im Rahmen dieser Regelung u. a. verpflichten, 
für den Zeitraum von fünf Jahren Müch oder Mücherzeugnisse aus 
seinem landwirtschaftiichen Betrieb weder zu verkaufen noch kostenlos 
abzugeben, seinen Betrieb oder Teüe davon anderen nicht für die 
Milcherzeugung zur Verfügung zu stellen, sein Milchvieh anderen nicht 
zur Nutzung zu überlassen und dieses nur zur Schlachtung oder zur 
Ausfuhr zu verkaufen. 

Endete der Zeitraum der Nichtvermarktung nach Einführung der Garan- 
tiemengenregelung für Milch, so konnte eine Referenzmenge, welche 
zur Vermarktung von Müch ohne zusätzliche Abgabe berechtigt, nicht 
zugeteilt werden. 

Nach Übernahme des Betriebes eines Prämienbegünstigten durch einen 
Junglandwirt könnte diesem im Rahmen eines Programms für Jungland- 
wirte eine Referenzmenge zugeteilt werden. Nach EG-Recht können die 
Mitgliedstaaten Junglandwirten, die nach dem 31. Dezember 1980 einen 
Betrieb gegründet haben, eine Referenzmenge zuteüen. Von dieser Mög- 
lichkeit konnte in der Bundesrepublik Deutschland bisher aus Mangel an 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Milchquo- 
tenregelung für die Landwirte vorzunehmen, die 
Ende der siebziger Jahre im Rahmen der damali- 
gen EG-Politik unter Gewährung einer Ab- 
schlachtprämie ihre Müchkühe für fünf Jahre 
ab schafften und deren Hof Übernehmer nun wie- 
der selbst mit der Müchproduktion beginnen 
wollen? 
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freien Referenzmengen kein Gebrauch gemacht werden. Es wird gegen- 
wärtig geprüft, ob die den Ländern für die Ermessensregelung nach § 6 
Abs. 8 der Müch-Garantiemengen- Verordnung zur Lösung von Problem- 
fällen zur Verfügung gestellte Referenzmenge von 60000 Tonnen auf ge- 
stockt und gleichzeitig die Möglichkeit der Zuteilung von Referenzmen- 
gen an Junglandwirte eröffnet werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


32. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Fortschritte wurden bei den deutsch- 
deutschen Verhandlungen zur - möglichst kurz- 
fristigen - Verringerung der Salzfracht von Wer- 
ra und Weser erzielt, und welche Maßnahmen 
zur Verringerung der Salzfracht können zwi- 
schenzeitlich bereits vorbereitet oder in Angriff 
genommen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 3. Juni 

In den laufenden Verhandlungen mit der DDR über Maßnahmen zur 
Reduzierung der Werraversalzung wird zunehmend deutlich, daß eine 
Lösung nur durch eine Kombination mehrerer technischer Maßnahmen in 
zeithcher Stufenfolge erreichbar sein wird. Die Bundesregierung und die 
beteiligten Länder bemühen sich in den Verhandlungen darum, insbe- 
sondere solche Maßnahmen einzuführen, die möghchst kurzfristig wirk- 
sam werden. Bestimmte Maßnahmen - Pufferspeicher, Flotation, Elek- 
trostatisches Trennverfahren - werden inzwischen konkret auf ihre tech- 
nische Anwendbarkeit geprüft, haben jedoch noch nicht das Stadium der 
Realisierbarkeit erreicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


33. Abgeordneter Ist es nach Ansicht der Bundesregierung ge- 

Dr. Enders rechtfertigt, daß die dynamisierten Zulagen für 

(SPD) Kriegsopfer wie Kleiderverschleißzulage, Pflege- 

zulage, Führerhundezulage und Schwerstbe- 
schädigtenzulage nur wie die Renten um 
1,41 V. H. steigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 3. Juni 

Bei der Einführung der Dynamisierung mit dem 1. Anpassungsgesetz - 
Kriegsopferversorgung vom 26. Januar 1970 hat der Gesetzgeber bewußt 
an die Veränderung der für die gesetzliche Rentenversicherung maßgeb- 
lichen Bemessungsgrößen angeknüpft. Die Entwicklung der Leistungen 
im Bereich der Kriegsopferversorgung wurde damit an die Einkommens- 
entwicklung der abhängig Beschäftigten sowie der Sozialrentner ange- 
koppelt. Zwar hätte z. B. die Kleider- und Wäsche verschleißpauschale 
auch an die Entwicklung der Preise an geknüpft werden können; es 
erschien jedoch wenig zweckmäßig, für einzelne Leistungen abwei- 
chende Anpassungssätze festzulegen. Diese Regelung hat sich für die 
Betroffenen positiv ausgewirkt; die Kleider- und Wäscheverschleißpau- 
schale ist weit schneller angestiegen, als dies die Preisentwicklung erfor- 
dert hätte. 
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Bei den angesprochenen Zulagen handelt es sich um Entschädigungslei- 
stungen, die der Abgeltung unwägbarer Aufwendungen dienen, ohne 
daß in jedem Einzelfall konkrete Aufwendungen in dieser Höhe gegen- 
überstehen müssen. Bei der wesentlichsten Leistung mit Aufwendungs- 
ersatzcharakter, der Pflegezulage, ist sichergestellt, daß in Fällen, in 
denen die tatsächlichen Aufwendungen die Pauschale übersteigen, die 
Leistung angemessen erhöht werden kann. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch im Bereich der 
Kriegsopferversorgung die Leistungen der Entwicklung der verfügba- 
ren Arbeitnehmereinkommen folgen sollen. 


34. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeit der 
Arbeitsamtsdirektoren so zu honorieren, daß alle 
Direktoren der Arbeitsämter gemäß ihren neuen 
Aufgaben nach A 15 besoldet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Mai 

Von den insgesamt 146 Dienstposten der Arbeitsamtsdirektoren der Bun- 
desanstalt für Arbeit sind derzeit 31 der Besoldungsgruppe A 16, 104 der 
Besoldungsgruppe A 15 und elf der Besoldungsgruppe A 14 zugeordnet. 
Die Bewertung der Dienstposten wird nach einem bei der Bundesanstalt 
für Arbeit seit 1954 eingeführten und 1965 aktualisierten Punktsystem 
ermittelt, das die Einwohnerzahl des jeweiligen Arbeitsamtes, dessen 
industrielle und landwirtschaftiiche Struktur (Zahl und Größe der 
Betriebe), regionale und strukturelle Besonderheiten sowie die Beschäf- 
tigtenzahl des betreffenden Arbeitsamtes berücksichtigt. Hiermit wird 
erreicht, daß Leistungs- und Belastungskriterien Eingang in die Besol- 
dungsstruktur finden und über die Einstufung der Arbeitsamtsdirektoren 
entscheiden. 

Die Besonderheiten des derzeitigen Arbeitsmarktes haben zwar die 
dienstlichen Belastungen der Arbeitsamtsdirektoren generell erhöht, 
nicht aber ihren Verantwortungsbereich vergrößert. Deshalb erscheint 
eine allgemeine Stellenhebung mit den bestehenden besoldungspoliti- 
schen Grundsätzen nicht vereinbar. Auch das weiterhin geltende Gebot 
der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist zu beachten. 

Die mit Stellenhebungen im Zusammenhang stehenden Fragen werden 
üblicherweise im Rahmen der Haushaltsberatungen entschieden. Dazu 
ist zunächst die Willensbildung der Selbstverwaltungsorgane der Bun- 
desanstalt für Arbeit abzuwarten. 


35. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Versorgungswerke und berufsständischen Ver- 
sorgungseinrichtungen die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme einer Geschiedenenwit- 
wen/- Witwerrente nicht erfüllen, und warum 
nehmen die Aufsichtsbehörden eine Ungleich- 
behandlung mit den Leistungen des Versor- 
gungsausgleichs nach § 1587 ff. hin? 


36. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Benehmen mit 
den Ländern als Aufsichtsbehörde darauf zu 
drängen, daß Satzungen von Versorgungswer- 
ken der Ärztekammer und anderer berufsständi- 
scher Versorgungswerke Bestimmungen auf- 
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nehmen, nach denen geschiedenen Witwen/Wit- 
wern eine HinterbÜebenenversorgung gewähr- 
leistet wird, um eine Ungleichbehandlung niit 
den Regelungen des Versorgungsausgleichs 
nach § 1587 ff. zu vermeiden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Mai 

Die Regelungen der berufsständischen Versorgungswerke der verkam- 
merten Berufe sind im Hinbhck auf die Gewährung einer Geschiedenen- 
witwen- oder -witwerrente unterschiedüch ausgestaltet. Insbesondere die 
ärztiichen Versorgungswerke, an die offensichtlich Ihre Frage anknüpft, 
gewährleisten überwiegend eine solche Versorgung. Eine detaiUierte 
Aufstellung über die einzelnen Versorgungswerke für alle Bereiche der 
verkammerten Berufe liegt mir allerdings nicht vor, da - mit zwei Aus- 
nahmen- die Länder die Aufsicht über die berufsständischen Versor- 
gungswerke führen. Soweit bekannt, hat die von Ihnen aufgeworfene 
Frage jedoch noch zu keinen rechtlichen Problemen bei der Genehmi- 
gung der jeweihgen Satzung geführt. Ohne eine Umfrage läßt sich im 
einzelnen allerdings AbschÜeßendes nicht sagen. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu bemerken, daß die berufsständischen 
Versorgungswerke fast ausschließüch landesrechtliche Institutionen sind. 
Der Gesetzgeber hat ausdrückhch in § 7 Abs. 2 Angestelltenversiche- 
rungsgesetz diese Kompetenz der Länder zur Regelung der berufsständi- 
schen Versorgungswerke anerkannt; dabei trifft weitestgehend der 
Berufsstand selbst kraft Selbstverwaltung die konkreten Regelungen. Es 
ist nicht beabsichtigt, hieran etwas zu ändern. 

Eine Ungleichbehandlung hegt zudem nur vor, wenn sich ein vernünfti- 
ger, aus der Natur der Sache ergebender oder sonstwie sachlich einleuch- 
tender Grund für die rechtiiche Differenzierung nicht finden läßt, wenn 
die Bestimmung also willkürhch erscheinen muß. Soweit die unterschied- 
hche Regelung bei Ehescheidungen vor und nach Einführung des Versor- 
gungsausgleichs angesprochen ist, muß die Aufbringung der Finanzmit- 
tel und der Aufgabenbereich der Versorgungswerke berücksichtigt wer- 
den. Die Einfühnmg neuer Leistungen wie z. B. einer Geschiedenenwit- 
wenrente wirft die Frage ihrer Finanzierung unter versicherungsmathe- 
matischen Gesichtspunkten auf. Außerdem würden bei Wiederheirat des 
Versorgungswerksmitgheds Anwartschaften des jetzigen Ehegatten in 
Frage gestellt. Und dies, obwohl der nach altem Recht (vor 1977) Geschie- 
dene auf eine solche soziale Absicherung nie vertrauen konnte, wohl 
aber der jetzige Ehegatte auf seine Anwartschaften. 

Auch ein Vergleich zu anderen Sozialleistungsbereichen führt nicht wei- 
ter. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts enthält der 
allgemeine Gleichheitssatz kein verfassungsrechtliches Gebot, ähnliche 
Sachverhalte in verschiedenen Ordnungsbereichen mit anderen systema- 
tischen und sozialgeschichtiichen Zusammenhängen gleich zu regeln. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordneter 

Werner 

(Westerland) 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Antwort der Bundesregierung auf die Fra- 
ge des Abgeordneten Austermann (Plenarproto- 
koll 10/136, S. 10151), worin es u. a. heißt: „Die 
Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang 
folgendes angeordnet: 1. Künftig darf nicht mehr 
in Richtungen geschossen werden, in deren ver- 
längertem Gefahrenbereich Personen und Sa- 
chen gefährdet werden könnten. " , so zu verste- 
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hen, daß in Zukunft Schießübungen in der Mel- 
dorfer Bucht - und darüber hinaus sinngemäß 
auch auf allen anderen Schießübungsplätzen - 
weitestgehend eingestellt werden müssen, da 
die erwähnten „verlängerten Gefahrenberei- 
che“ praktisch in keiner Richtung ausgeschlos- 
sen werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. Mai 

Auf dem Erprobungsplatz Meldorf der Erprobungsstelle 1 1 und auf allen 
anderen Erprobungsstellen der Bundeswehr werden keine „Schießübun- 
gen" abgehalten. Diese Dienststellen dienen der Erprobung von neu 
entwickelten Waffensystemen, Waffen, Munition und Gerät. 

Die „äußere Sicherheit“ für Schießversuche wird nach den Zentralen 
Dienstvorschriften festgelegt. Danach sind die Gefahrenbereiche defi- 
niert und zu sichern. 

Beim Schießen nüt zu erprobender Waffe/Munition ist in Schießrichtung 
ein zusätzliches Gebiet hinter dem Zielgebiet als sogenannter „verlän- 
gerter Gefahrenbereich" festgelegt, der von Personen und schützenswer- 
ten Sachen freizuhalten ist. 

Dieser „verlängerte Gefahrenbereich" ist abhängig von Waffe, Munition, 
Versuchsbedingungen und Witterung. Er wird deshalb von Fall zu Fall 
festgelegt. 

Durch die Anordnung der Bundesregierung wird für den Erprobungs- 
platz Meldorf sichergestellt, daß entweder 

- der „verlängerte Gefahrenbereich“ noch innerhalb des Gesamt- 
gefahrenbereichs liegt, oder 

- Gefahrenbereiche bei Schießen unter clear-range-Bedigungen ent- 
sprechend festgelegt werden. 

Notwendige Schießversuche in Meldorf oder bei anderen Erprobungs- 
stellen werden daher weiterhin durchgeführt. 


38. Abgeordneter Welche Planungen verfolgt die Bundeswehr, um 

Catenhusen die Energieversorgung der Einrichtungen der 

(SPD) Bundeswehr in Münster- Handorf künftig zu si- 

chern, ist dabei insbesondere an die Belieferung 
mit Fernwärme durch die Stadtwerke Münster 
oder an den Bau eines Heizkraftwerkes auf Koh- 
lebasis gedacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 3. Juni 

In Anlehnung an die von der Bundesregierung neu erarbeiteten und in 
Kürze in Kraft tretenden Umweltvorschriften ist geplant, die Wärmever- 
sorgung der Lützow-Kaseme in Münster-Handorf zu sanieren und auf 
eine umweltfreundlichere Energieart oder Betriebsweise umzustellen. 
Ein angrenzender Stützpunkt und der Wohnbereich des ehemaligen 
Fliegerhorstes Handorf werden in die Sanierung mit eingeschlossen. 

Einen Anschluß an die Fernwärmeversorgung haben die Stadtwerke 
Münster abgelehnt, da eine Erweitenmg ihres Versorgungsnetzes bis in 
den Ortsteü Handorf wegen zu großer Entfernungen unwirtschaftlich sei. 

Die Verhandlungen mit den Stadtwerken über einen möglichen Erdgas- 
anschluß der Lützow-Kaserne sind noch nicht abgeschlossen. 
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Ein eigenes Heizkraftwerk auf Kohlebasis zur Erzeugung von Strom und 
Wärme scheidet aus wirtschaftüchen Gründen aus. 

Unter den verfügbaren Energieträgern Erdgas, Heizöl und Kohle, die für 
eine eigene Heizzentrale verbleiben, wird der wirtschafthchste unter 
Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes anhand einer Wirt- 
schaftiichkeitsvergleichsberechnung ausgewählt werden. 

Für den Fall, daß eine kohlebefeuerte Heizzentrale errichtet wird, ist 
geplant, die Rauchgase in einem mit Unterstützung der Bundeswehr 
entwickelten Wäscher zu entstauben und bis auf einen geringen Restan- 
teü zu entschwefeln. Damit werden sogar die künftig, nach Novellierung 
der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft, zu erwartenden 
Emissionsgrenzwerte weit unterschritten. 


39. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Feucht- 

Catenhusen biotop auf dem Standortübungsplatz Münster- 

(SPD) Handorf künftig dadurch zu sichern, daß es aus 

der müitärischen Nutzung vollständig herausge- 
nommen wird, und welche Gründe stehen einem 
solchen Vorhaben gegebenenfalls entgegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 3. Juni 

Wie ich bereits mit Schreiben vom 3. Dezember 1982 mitgeteüt habe, 
wurde 1980 zwischen der Bundeswehr und der Stadt Münster vereinbart, 
das Feuchtbiotop auf dem Standortübungsplatz Münster- Handorf zu 
erhalten. Diese Position güt unverändert. 

Soweit in diesem Rahmen eine militärische Nutzung möghch ist, besteht 
kein zwingender Anlaß, das Feuchtbiotop völlig aus dieser Nutzung 
herauszunehmen. Die Bundeswehr ist gehalten, die Grundsätze des 
Naturschutzrechts zu beachten und in eigener Zuständigkeit und Verant- 
wortung auszuführen. 

In zahlreichen militärisch genutzten Liegenschaften sind dem Handorf er 
Feuchtbiotop vergleichbare ökologische Nischen und Oasen anzutreffen, 
in denen artengeschützte Pflanzen und Tiere gedeihen. Zu Ihrer Informa- 
tion füge ich einen Artikel bei, der am 13. Mai 1985 in der Zeitschrift 
„Bundeswehr aktuell" veröffentiicht wurde. Wie die dort geschüderten 
Fälle zeigen, macht die Erhaltung der geschützten Pflanzen- und Tierar- 
ten eine völlige Herausnahme ihrer Lebensbereiche aus der militärischen 
Nutzung nicht erforderhch. Dies güt auch für das Feuchtbiotop auf dem 
Standortübungsplatz Münster-Handorf. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Jagoda 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung im Rahmen ihres Ver- 
antwortungsbereichs in der Lage festzustellen 
und zu bestätigen, daß 56 v. H. der Frauen, die in 
den ersten drei Schwangerschaftsmonaten eine 
kathohsche Beratungsstelle aufsuchten, sich für 
das Kind entschieden haben - wie einem Presse- 
bericht des Deutschen Caritasverbandes" vom 
7. Mai 1985 entnommen werden kann -, und he- 
gen der Bundesregierung gegebenenfalls weite- 
re Zahlen vor? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 31. Mai 

Der deutsche Caritasverband gibt auf Grund einer 1983 in 196 anerkann- 
ten kathohschen Beratungsstellen durchgeführten Erhebung folgende 
Darstellung über den Ausgang der Schwangerschaft: 

„Unabhängig vom Schwangerschaftsmonat bei der Erstberatung sind 
24 V. H. am Ende des Kalenderjahres noch schwanger, 32 v. H. haben das 
Kind geboren, 2 v. H. erütten eine Fehlgeburt, 6 v. H. ließen einen 
Schwangerschaftsabbruch durchführen, und bei 36 v. H. blieb der Aus- 
gang der Schwangerschaft unbekannt. 

Die Erhebung zeigt - geht man von den Frauen aus, die in den ersten drei 
Schwangerschaftsmonaten zur Erstberatung kamen ~, daß ein Drittel sich 
nachweisbar für das Kind entscheiden, 9 v. H. den Schwangerschaftsab- 
bruch vornehmen lassen und bei den anderen der Ausgang der Schwan- 
gerschaft unbekannt bleibt. Die Vermutung liegt nahe, daß ein überpro- 
portionaler Anteil von Schwangerschaftsabbrüchen mit diesem unbe- 
kannten Ausgang verbunden ist. Allerdings ist auch positiv nachzuwei- 
sen, daß nicht alle Schwangerschaften mit unbekanntem Ausgang mit 
Schwangerschaftsabbrüchen identisch sind. Der genaue Anteil ist aber 
nicht festzustellen. " 

Weitere Angaben liegen der Bundesregierung nicht vor. 


41. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die von 
ihr bewerteten Einsparungen, die sich bei der 
Sozialhilfe durch die Neugestaltung und Verbes- 
serung des Familienlastenausgleichs, insbeson- 
dere durch den Zuschlag zum Kindergeld erge- 
ben werden (siehe Antwort des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit vom 
12. Aprü 1985, Drucksache 10/3227, S. 24)? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 31. Mai 

Durch den Zuschlag zum Kindergeld werden sich bei der Sozialhilfe 1986 
Einsparungen von etwa 80 Millionen DM ergeben, wie die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort vom 8. Februar 1985 auf eine Frage des Abgeordne- 
ten Ewen mitgeteilt hat. Weitere Einsparungen können sich durch die 
Erhöhung der steuerhchen Kinderfreibeträge in den Fällen ergeben, in 
denen die Bezieher von ergänzender Sozialhilfe Erwerbseinkommen 
haben; die Höhe dieser Einsparungen läßt sich aber nicht schätzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


42. Abgeordneter 

Hettling 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung den zweiten 
Teil meiner Frage Nr. 85 It. Fragestunde vom 
15. Mai 1985 (Drucksache 10/3326) nicht beant- 
wortet, und ist sie jetzt gewillt mitzuteilen, wie 
hoch die Ladungsaufteilung vor und nach den 
geführten Gesprächen für die deutsche Handels- 
flotte und für die Handelsflotte der betroffenen 
Länder war? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 3. Juni 

Im Verhältnis zu Algerien, Kamerun, Marokko, Tunesien und Zaire gibt 
es keine staatiich vereinbarte Ladungsaufteilung. 

Die Bundesregierung hat in den mit diesen Staaten geführten Gesprä- 
chen darauf hingewirkt, daß die Regeln des UN- Verhaltenskodexes für 
Linienkonferenzen beachtet werden. Die Schiffahrtsgespräche haben 
- nach Eindruck der betroffenen Reedereien - deren Wettbewerbsposi- 
tion deutiich gestärkt. Die tatsächhche Beteüigung der Reedereien am 
bilateralen Verkehrsaufkommen hängt im Ergebnis von ihren kommer- 
ziellen Bemühungen ab, insbesondere von den zwischen den Unterneh- 
men getroffenen Abmachungen. 

Offizelle Statistiken über die Beteüigung der Deutschen Schiffahrt an den 
erwähnten Verkehren (die zu einem erhebüchen Anteü auch über die 
Rheinmündungshäfen gehen) hegen nicht vor. Überschlägige Angaben 
der betroffenen Reedereien lassen darauf schheßen, daß diese an den 
Linienverkehren mit Algerien, Marokko und Tunesien nur über 40 v. H. 
beteihgt sind. In den Verkehren mit Kamerun und Zaire hegt der 
Ladungsanteü der deutschen Linien unter 40 v. H. 

43, Abgeordneter Wie beurteüt der Bundesminister für Verkehr die 

Götzer Aussichten auf Erhaltung der HaltesteUe Kläham 

(CDU/CSU) an der Bahnstrecke München — Landshut im In- 

teresse der berufstätigen Bevölkerung? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Mai 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB), die Entscheidungen 
zur Angebotsgestaltung in eigener, unternehmerischer Verantwortung 
trifft, hat sie auf Grund des nur schwachen Reisendenaufkommens in 
Mirskofen, Kläham und Steinrain vorgesehen, zum Fahrplanwechsel 
2. Juni 1985 die Personenzughalte auf den vorgenannten Stationen auf- 
zulassen. Dadurch können kurz- bis mittelfristig jährhche Kosten in Höhe 
von rund 400 000 DM und Investitionen in gleicher Höhe vermieden 
werden. Die DB hat diese Maßnahmen mit den betroffenen Gemeinden 
erörtert. Die künftige Verkehrsbedienung der genannten Gemeinden 
erfolgt durch die Bushnien 9344 Mallersdorf — Steinrain — Regensburg 
und 9345 Ergoldsbach — Kläham — Landshut. 


44. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister für Verkehr in 

Götzer finanzieller und wirtschafüicher Hinsicht Pläne, 

(CDU/CSU) die ca. 25 Küometer umfassende Lücke im Bahn- 

streckennetz der Direktverbindimg Landshut — 
Ingolstadt zu schheßen, und in welchem Zeit- 
raum wäre dies realisierbar? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Mai 

Untersuchungen im Rahmen der Fortschreibung der Bundesverkehrs- 
wegeplanung für 1985 haben keine Notwendigkeit zum Bau einer direk- 
ten Eisenbahnverbindung von Landshut nach Ingolstadt ergeben. 

Unabhängig von diesen Planungen für großräumige Verkehrs ströme 
prüft die Deutsche Bundesbahn auf der Basis einer Denkschrift der Stadt 
Landshut, die insbesondere wirtschaftiiche, ökologische sowie regional- 
strukturpohtische Argumente enthält, umfassend die Anregung zum 
Neubau einer Bahnhnie Landshut — Ingolstadt. 
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Eine Aussage, ob und gegebenenfalls wann ein solches Projekt realisiert 
werden könnte, ist derzeit nicht möghch. 


45. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Ist bei der Fortschreibung des Bundesverkehrs- 
wegeplans die Verbesserung des Schienenver- 
kehrs zwischen Stuttgart und Nürnberg, insbe- 
sondere die Verbesserung der Trasse über Back- 
nang sowie die Elektrifizierung des Streckenab- 
schnittes Backnang — Crailsheim, vorgesehen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Mai 

Der Entwurf des Bundesministers für Verkehr zum Bundesverkehrswege- 
plan '85, über den das Bundeskabinett im Herbst dieses Jahres beschlie- 
ßen wird, enthält entsprechend der Anmeldung der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) auch die Strecke Stuttgart — Backnang — Craüsheim — Nürn- 
berg als Teü des Korridors Saarbrücken — Nürnberg. Sie ist unter „Plan- 
ungen" eingestuft. 

Die Vorstellungen der DB gehen dabei insbesondere von Ausbaumaß- 
nahmen zur Erhöhung der Streckengeschwindigkeit sowie durchgehen- 
der Elektrifizierung aus. 


46. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Wären mit diesen Verbesserungen die notwendi- 
gen Voraussetzungen für die Einbindung dieser 
Schienenstrecke in ein künftiges europäisches 
Schnellverkehrsnetz geschaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Mai 

Der in Frage 45 angesprochene Korridor weist einen ausgeprägten grenz- 
überschreitenden Bezug aus. Seine endgültige Ausgestaltung steht auch 
im Zusammenhang mit im nächsten Jahr beginnenden Abstimmungsge- 
sprächen zwischen der Bundesrepubhk Deutschland und Frankreich. 

Insofern bestehen durchaus Bezüge zu einem möghchen europäischen 
Schienenschnellverkehrsnetz. 


47. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem angekün- 

Müntefering digten Verkauf der Lufthansa-Tochter Euro- 

(SPD) Lloyd an American Express/Amexco, und teilt sie 

die Sorgen der Reisebüros, daß durch den Eigen- 
tümerwechsel zahlreiche mittelständische Exi- 
stenzen in die Abhängigkeit ausländischer Inter- 
essengruppen geraten können? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 3. Juni 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Deutsche Lufthansa (DLH) z. Z. 
interne Gespräche über eine Verringerung ihrer Beteiligung an Euro- 
Lloyd führt. Entscheidungen über Beteihgungen der DLH liegen im 
Verantwortungsbereich des Vorstandes der DLH bzw. des Aufsichtsrats. 
In beiden Gremien sind Entscheidungen noch nicht gefallen. 
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48. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung nach dieser Er- 
fahrung zu den weiter gehenden Privatisierungs- 
forderungen in bezug auf das Deutsche Reise- 
büro und das Amthche Bayerische Reisebüro, 
und sieht sie jetzt auch die Gefahr, daß bei Rück- 
zug bewährter Eigentümer große imd möglicher- 
weise ausländische Interessengruppen sich ein- 
kaufen und dem deutschen Fremdenverkehr er- 
folgreiche Marketinginstrumente verlorenge- 
hen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 3. Juni 

Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts am 26. März 1985 wird in bezug 
auf den Anteil der Deutschen Bundesbahn an den Reisebüros DER und 
Amthchen Bayerischen Reisebüros z. Z. untersucht, ob und in welcher 
Form die Beteiligungen verringert werden können. Dem Ergebnis kann 
nicht vorgegriffen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


49. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny-Glotz 

(SPD) 


Welche Zahlen liegen der Bundesregierung vor, 
die den Abbau von Poststellen im ländlichen 
Raum demonstrieren, vor allem auch unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß die Vorstufe 
der Auflassung von Poststellen die systematische 
Herabsetzung der Dienstzeiten ist und dadurch 
immer weniger Kunden gezählt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 4. Juni 

Die der Bundesregierung vorliegenden Zahlen über die wegen mangeln- 
der Inanspruchnahme durch die Bevölkerung aufgehobenen Poststellen 
belegen, daß ein Zusammenhang zwischen Anpassungen der Schalter- 
stunden an die Kundennachfrage und der Aufhebung von Poststellen im 
Sinne einer „Vorstufe der Auflassung" nicht besteht. Die Aufhebungen 
von Poststellen sind seit Einführung eines neuen Konzepts für die Land- 
versorgung im Jahr 1982 kontinuierlich und deutlich zurückgegangen. 
Dies läßt sich an folgenden Zahlen, die die Aufhebungsraten vor und 
nach der Neuordnung der Landversorgung im Jahr 1982 aufzeigen, 
belegen: 

Bis zur Neuordnung wurden 

- 982 Amtsstellen im Jahr 1975 

- 743 Amtsstellen im Jahr 1976 

- 615 Amtsstellen im Jahr 1977 

- 496 Amtsstellen im Jahr 1978 
-413 Amtsstellen im Jahr 1979 

- 363 Amtsstellen im Jahr 1980 

- 269 Amtsstellen im Jahr 1981 

aufgehoben. Im Jahr der Umstellung des Verfahrens, 1982, verminderten 
sich die Amtsstellen noch um 189. Seit Anwendung der neuen Bestim- 
mungen sind 129 Amtsstellen in 1983 und 125 Amtsstellen in 1984 
aufgehoben worden. 
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50. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny-Glotz 

(SPD) 


Mit welchen Auswirkungen rechnet die Bundes- 
regierung bei den vorhandenen und geplanten 
Brief Verteilanlagen in bezug auf Arbeitsplätze 
und die Qualität der Dienstleistung^ und welche 
Zahlen liegen der Bundesregierung vor, die 
deutlich machen, ob der Einsatz von Briefverteil- 
anlagen einen ökonomischen Vorteil bietet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 4. Juni 


Es wird damit gerechnet, daß durch den Einsatz von Briefverteilanlagen 
im Verlaufe der nächsten fünf bis acht Jahre etwa 6 000 Arbeitsplätze 
wegfallen werden. Dabei handelt es sich überwiegend um solche für 
nicht voll beschäftigte Kräfte. Im betriebstechnischen Bereich werden 
etwa 250 bis 300 Arbeitsplätze neu geschaffen. Außerdem wird im Rah- 
men des derzeitigen Konzepts der Deutschen Bundespost der einschlägi- 
gen deutschen Industrie die Gelegenheit geboten, in ihrem Bereich 
Arbeitsplätze zu sichern, aber auch gegenüber ausländischen Postver- 
waltungen ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu stellen und damit ihre 
Exportchancen zu erhöhen. 

Die Qualität der Dienstleistung wird durch den Maschineneinsatz grund- 
sätzlich nicht beeinträchtigt. 

Nach Endausbau des Systems der miteinander korrespondierenden Brief- 
verteüanlagen wird eine Kosteneinsparung in Höhe von etwa 175 Millio- 
nen DM pro Jahr erwartet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


51. Abgeordneter Wie lange gilt die Äußerung von Bundesminister 

Dr. Sperling Dr. Schneider (Pressemitteilung Bauministerium 

(SPD) 64/84) noch, daß sich der Bund an der Städte- 

bauförderung „auch weiterhin finanziell beteili- 
gen“ wird und die Stadterneuerung „finanziell 
nachhaltig unterstützen“ wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 5. Juni 


Die Bundesregierung hat die Bundesmittel für die Städtebauförderung 
seit 1982 um 50 v. H. auf 330 Millionen DM im Jahr 1985 erhöht. Sie hat 
damit und mit der Novellierung des Städtebauförderungsgesetzes die 
besondere politische Bedeutung des Städtebaues anerkannt. Diese 
besondere politische Bedeutung wird sie auch bei der Aufstellung des 
Bundeshaushalts 1986 und der Fortschreibung des Finanzplans sowie bei 
den künftigen Verhandlungen mit den Ländern über einen Abbau der 
Mischfinanzierung in diesem Bereich berücksichtigen. 

Im übrigen verweise ich auf die Antwort des Bundesministers der Finan- 
zen auf Ihre schriftliche Frage 18 (Drucksache 10/3438). 


52. Abgeordnete 
Frau 
Rönsth 
(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Einnahmen des Bundes aus 
Ausgleichsleistungen gemäß § 9 des Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen (AFWoG) der Bundesbe- 
diensteten in den Jahren 1983 und 1984 bzw. 
welche Einnahmen werden für 1985 hieraus er- 
wartet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. Mai 

Die Einnahmen des Bundes (ohne Deutsche Bundespost und Deutsche 
Bundesbahn) aus Ausgleichszahlungen nach dem Gesetz über den 
Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen betrugen: 

1983 = 1,7 Millionen DM, 

1984 = 9,5 Millionen DM. 

Für 1985 werden Einnahmen in Höhe von 15 Millionen DM erwartet. 


53. Abgeordnete 
Frau 
Rönsch 

(CDU/CSU) 


Welche Beträge hiervon sind 1983/1984 bzw. 
sollen 1985 konkret für die Neuerrichtung von 
Bundesdarlehenswohnungen verwendet wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. Mai 

Zur Schaffung vön Wohnraum für Angehörige der Bundeswehr und der 
Verwaltung des Bundes sowie für Angestellte der Bundestagsfraktionen 
und der Bundestagsabgeordneten wurden verausgabt: 

1983 = 20,3 MiUionen DM, 

1984 = 17,9 Millionen DM. 

Für 1985 sind Ausgaben in Höhe von 29,8 Milhonen DM veranschlagt. 
Die Mittel dienen im wesenüichen der Förderung des Baues von Bundes- 
darlehenswohnungen und Famüienheimen. 

Die Einnahmen aus den Ausgleichszahlungen nach dem Gesetz über den 
Abbau der Fehlsubventionierung sind in den veranschlagten Mitteln 
mitenthalten. Damit wird der Zweckbindung des Gesetzes entsprochen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


54. Abgeordneter Wie hat sich die Nachfrage nach Ausbüdungs- 

Milz platzen in gewerbhch-technischen Berufen in 

(CDU/CSU) den Jahren 1983, 1984 und in der laufenden Be- 

rufsberatungsstatistik regional entwickelt? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Mai 

Zu den gewerblich-technischen Berufen werden üblicherweise die fol- 
genden Berufsgruppen gezählt: 

- Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe 

- Bergleute, Mineralgewinner 

- Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 

- Keramiker, Glasmacher 

— Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

- Papierhersteller, -Verarbeiter 

- Drucker 

- Holzaufbereiter und verwandte Berufe 

- Metallberufe 

- Elektriker 

— Textil-, Bekleidungs- und Lederberufe 
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- Ernährungsberufe 

- Bau- und Baunebenberufe einschheßlich Tischler 

- Warenprüfer, Versandfertigmacher, Maschinisten 

- Techniker, Technische Sonderfachkräfte 

Nach Ermittlungen der Bundesanstalt für Arbeit hat sich die Zahl der 
bei den Arbeitsämtern gemeldeten Bewerber um Ausbildungsplätze in 
diesen Berufen in den Jahren 1983, 1984 und im laufenden Vermittlungs- 
jahr in den einzelnen Landesarbeitsamtsbezirken wie folgt entwickelt: 



Gemeldete Bewerber für 
Berufsausbüdungsstelien 


1983 

1984 

1985 

Landesarbeitsamtsbezirk 

(jeweils Stichtag 

(Stichtag 


30. September) 

30. April) 

Schleswig-Holstein - Hamburg 

17 556 

18 444 

14 451 

Niedersachsen - Bremen 

35 788 

39 286 

33 344 

Nordrhein-Westfalen 

74 995 

78 935 

65 878 

Hessen 

24 522 

25 910 

19 758 

Rheinland-Pfalz - Saarland 

23 326 

22 977 

17 646 

Baden-Württemberg 

45 241 

45108 

36 869 

Nordbayern 

21165 

21 159 

17315 

Südbayern 

22 584 

21956 

17 168 

Berlin (West) 

6977 

7 200 

5 454 

Bundesgebiet 

272154 

280975 

227 883 


Während die Zahl der insgesamt gemeldeten Ausbildungsplatzbewer- 
ber 1984 im Vergleich zu 1983 in allen Landesarbeitsamtsbezirken gestie- 
gen ist (zwischen 3,3 v. H. in Südbayern und 14,4 v. H. in Niedersachsen- 
Bremen), ist die Zahl der Bewerber um Ausbüdungsplätze in gewerb- 
lich-technischen Berufen in den Landesarbeitsamtsbezirken Rheinland- 
Pfalz — Saarland sowie Südbayern merkhch und in Baden- Württemberg 
sowie Nordbayern geringfügig zurückgegangen. Es gibt Anzeichen 
dafür, daß 1985 in noch mehr Landesarbeitsamtsbezirken die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen in gewerblich-technischen Berufen zurück- 
geht. 

Bei einer Bewertung dieser Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß sich 
nicht alle Jugendlichen, die einen Ausbildungsplatz suchen, bei den 
Arbeitsämtern melden. 1983 wandten sich 83 v. H. und 1984 86 v. H. der 
Bewerber zwecks Vermittlung an die Arbeitsämter (Einschaltquote). Die 
Einschaltquote für 1985 kann erst nach Abschluß des Berufsberatungs- 
jahres am 30. September ermittelt werden; sie dürfte jedoch nach allen 
bisherigen Erfahrungen etwa in der Größenordnung der Werte für 1983 
und 1984 liegen. 


55. Abgeordneter Wie hat sich die Nachfrage nach Ausbildungs- 

Milz Plätzen in den Jahren 1983/84 und im laufenden 

(CDU/CSU) Jahr, bezogen auf die Schulbildung und Ge- 

schlecht, entwickelt? 


Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Mai 

Nach den Ergebnissen der Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit hat sich die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den Jahren 
1983 und 1984 sowie im laufenden Jahr bezüglich Schulbildung und 
Geschlecht wie folgt entwickelt: 
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Art des 

Schiüab Schlusses 

männl. 

Gi 

1983 

(jeweü 

weibl. 

meldete 

1 

s Stichtac 
insges. 

Bewerbe 

30. Sep1 
männl. 

r für Ben] 
1984 
ember) 
weibl. 

ifsausbüd 

insges. 

ungssteU 

(Stic 

männl. 

en 

1985 

ätag 30. / 
weibl. 

»ipril) 

insges. 

ohne Haupt- 
schiüabschluß 

22487 

10 857 

33 344 

21278 

10986 

32264 

13310 

7 087 

20397 

nüt Haupt- 
schiüab Schluß 

122186 

114211 

236397 

123 934 

125303 

249237 

98588 

101899 

200487 

mit mittierem 

Abschluß 

104 874 

159765 

264 639 

106939 

178119 

285058 

93 719 

160714 

254 433 

mit Fachhoch- 
schiüreife 

6527 

10156 

16683 

8199 

12302 

20501 

6668 

10405 

17 073 

nüt Hoch- 
schxüreife 

15 936 

27 150 

43 086 

21687 

34 609 

56 296 

19 850 

32157 

52007 

Fachhochschul-/ 
Hochschiüabbrecher 
und Fachhochschul-/ 
Hochschulabsolventen 

4 209 

3721 

7 930 

5443 

5003 

10446 

4181 

4 045 

8226 

Ingesamt 

276219 

325 860 

602079 

287 480 

366322 

653 802 

236316 

316307 

552 623 


Der prozentuale Anteil der Haupt- und Sonderschüler an allen gemelde- 
ten Bewerbern ist also von 44,8 v. H. im Jahr 1983 auf 43,1 v. H. im Jahr 
1984 gesunken. Für 1985 deutet sich ein weiterer Rückgang bei dieser 
Bewerbergruppe an; der Anteü der Bewerber mit bzw. ohne Hauptschul- 
abschluß betrug zum 30. April 1985 lediglich 40,0 v. H. 

Der Anteü der Bewerber, die mindestens Fachhochschvüreife besitzen, ist 
dagegen von 11,2 v. H. im Jahr 1983 auf 13,3 v. H. im Jahr 1984 gestie- 
gen. Auch diese Tendenz dürfte sich 1985 fortsetzen; der Anteü dieser 
Bewerbergruppe betrug Ende Aprü 14,0 v. H. 

Auch bei diesen Ergebnissen ist zu berücksichtigen, daß nicht aUe 
Jugendhchen bei ihrer Ausbüdungsplatzsuche die Arbeitsämter einschal- 
ten. Im einzelnen verweise ich hierzu auf meine Antwort zu Frage 54. 


Bonn, den 7. Juni 1985 
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